
7 Rechtsanwendungsgesetz

gung außerhalb von Verträgen einschließlich der 
persönlichen Voraussetzungen und den Umfang des 
Schadenersatzes ist das Recht des Staates anzuwen­
den, in dem der Schaden verursacht wurde.
(2) Auf die Schadenszufügung beim Betrieb eines 
Schiffes oder eines Luftfahrzeuges auf oder über 
dem Offenen Meer ist das Recht des Staates anzu­
wenden, dessen Flagge oder dessen Hoheitszeichen 
das Schiff oder das Luftfahrzeug führen.
(3) Sind Schädiger und Geschädigter Bürger des 
gleichen Staates oder haben sie dort ihren Wohnsitz, 
ist dessen Recht anzuwenden. Das gleiche gilt für 
Betriebe, deren Rechtsstellung durch das Recht des 
gleichen Staates bestimmt wird oder die ihren Sitz im 
gleichen Staat haben.

§ 18
Eheschließung
(1) Die Voraussetzungen für die Eingehung einer 
Ehe bestimmen sich für jeden der beiden Eheschlie­
ßenden nach dem Recht des Staates, dessen Bürger' 
er ist. Eheschließungen zwischen Staatsbürgern der 
Deutschen Demokratischen Republik und Bürgern 
eines anderen Staates bedürfen der Zustimmung der 
für das Personenstandswesen zuständigen Staats­
organe der Deutschen Demokratischen Republik, 
auch wenn die Ehen außerhalb der Deutschen De­
mokratischen Republik geschlossen werden.
(2) Die Form der Eheschließung bestimmt sich nach 
dem Recht des Staates, das am Ort der Eheschlie­
ßung gilt.
(3) Wird eine Ehe außerhalb der Deutschen Demo­
kratischen Republik geschlossen, so ist die Form 
auch eingehalten, wenn die Formerfordernisse nach 
dem Recht des Staates erfüllt sind, dessen Bürger 
einer der Eheschließenden ist.

Persönliche und vermögensrechtliche 
Beziehungen der Ehegatten
Die persönlichen Beziehungen, die Unterhaltsan­
sprüche und die Vermögensverhältnisse der Ehegat­
ten bestimmen sich nach dem Recht des Staates, des­
sen Bürger die Ehegatten sind. Sind die Ehegatten 
Bürger verschiedener Staaten, so ist das Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik anzuwenden.

§ 20
Beendigung der Ehe
(1) Die Scheidung einer Ehe regelt sich nach dem 
Recht des Staates, dessen Bürger die Ehegatten zur 
Zeit der Klageerhebung sind. Sind die Ehegatten 
Bürger verschiedener Staaten, so ist das Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik anzuwenden.
(2) Wird nach Abs. 1 auf das Recht eines Staates 
verwiesen, das eine Beendigung der Ehe durch 
Scheidung nicht oder nur als Ausnahme zuläßt, ist

das Recht der Deutschen Demokratischen Republik 
anzuwenden.
(3) Die Nichtigkeitserklärung einer Ehe richtet sich 
nach dem Recht des Staates, das gemäß § 18 für die 
Eheschließung maßgeblich ist.

§21
Abstammung des Kindes
Die Abstammung eines Kindes sowie die Feststel­
lung und Anfechtung der Vaterschaft bestimmen 
sich nach dem Recht des Staates, dessen Staatsbür­
gerschaft das Kind mit der Geburt erworben hat.

§22
Rechtsverhältnisse 
zwischen Eltern und Kindern
Das Rechtsverhältnis zwischen den Eltern und ei­
nem Kinde bestimmt sich nach dem Recht des Staa­
tes, dessen Bürger das Kind ist. Das gleiche Recht ist 
auch für die Vertretungsbefugnis des gesetzlichen 
Vertreters des Kindes anzuwenden.

§23
Annahme an Kindes Statt
(1) Die Annahme an Kindes Statt, ihre Wirkung 
und ihre Aufhebung bestimmen sich nach dem Recht 
des Staates, dessen Bürger der Annehmende zur 
Zeit der Annahme oder Aufhebung ist. Wird ein 
Kind von einem Ehepaar gemeinsam angenommen 
und gehören die Ehegatten verschiedenen Staaten 
an, so ist das Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik anzuwenden.
(2) Die Annahme eines Kindes, das Staatsbürger 
der Deutschen Demokratischen Republik ist, durch 
den Bürger eines anderen Staates, bedarf zu ihrer 
Wirksamkeit der Genehmigung des zuständigen 
Staatsorgans der Deutschen Demokratischen Repu­
blik. Die Annahme ist ferner nur wirksam, wenn die 
nach dem Familiengesetzbuch der Deutschen Demo­
kratischen Republik erforderlichen Einwilligungser­
klärungen erteilt sind.

§ 24
Vormundschaft und Pflegschaft
(1) Die Voraussetzungen für die Anordnung und 
Beendigung einer Vormundschaft oder Pflegschaft 
bestimmen sich nach dem Recht des Staates, dessen 
Bürger das Mündel oder der Pflegebedürftige sind.
(2) Eine vorläufige Vormundschaft oder eine Pfleg­
schaft kann auch über den Bürger eines anderen 
Staates nach dem Recht der Deutschen Demokrati­
schen Republik angeordnet werden, wenn er der als­
baldigen Fürsorge bedarf und seinen Wohnsitz oder 
Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik hat oder wenn sich Vermögen eines Bürgers in 
der Deutschen Demokratischen Republik befindet 
und eine Sicherung und ordnungsgemäße Verwal­
tung durch ihn nicht erfolgt.
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